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Privatschulen. Obwohl Schulen in freier Trägerschaft von der öffentlichen Hand 
benachteiligt werden, erfreuen sie sich in Deutschland wachsender Beliebtheit. 
Kein Wunder: Denn im Durchschnitt sorgen private Schulen für eine hohe Zufrie-
denheit und gute Leistungen der Schüler.*)

Sie werden das Stigma einfach 
nicht los: Immer noch verstehen 
große Teile der Öffentlichkeit unter 
Privatschulen elitäre Einrichtungen, 
deren Existenz sich allein darauf 
begründet, dass finanzkräftige El-
tern ihrem Nachwuchs dort ein pas-
sables Abschlusszeugnis ermögli-
chen können.

Tatsächlich aber unterscheiden 
sich private von staatlichen Schulen 
weder durch die Intelligenz der Schü-
ler noch durch das Einkommen von 
deren Eltern, sondern allein durch 
den Träger – hier die freien, dort die 
staatlichen. Privatschulen  sind hier-
zulande – anders als etwa in den 
Niederlanden oder Belgien – deut-
lich in der Unterzahl:

Von den 34.600 allgemeinbildenden 
Schulen in Deutschland befinden sich 
rund 3.200 in privater Trägerschaft 
– etwa 60 Prozent von ihnen sind 
konfessionell geprägt. ©
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5.400

Privatschulen: Schulen in freier Trägerschaft; Ausgaben je
Schüler im Schuljahr 2006/2007; Berlin: IW-Schätzung für
Privatschulen; Quellen:
Statistisches Bundesamt,
Kultusministerkonferenz

Privatschulen:
Der Staat zahlt weniger
Staatliche Ausgaben je Schüler an
staatlichen und privaten Gymnasien
im Jahr 2007, in Euro
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Dennoch erfreuen sich Privat-
schulen wachsender Beliebtheit: Im 
Schuljahr 2009/10 besuchten rund 
705.000 Schüler eine Schule in freier 
Trägerschaft, das waren 7,9 Prozent 
aller Schüler an allgemeinbildenden 
Schulen. Vor 20 Jahren waren erst 
450.000 Jungen und Mädchen an 
einer Privatschule angemeldet.

Der Run auf die Privaten hat ei-
nen simplen Grund: Ihr Angebot 
steht denen staatlicher Schulen in 
nichts nach, bei Schülerleistungsver-
gleichen wie PISA schneiden die in 
der Statistik auch als Ersatzschulen 
bezeichneten privaten Einrichtungen 
sogar besser ab. Außerdem zeichnen 
sich Privatschulen meist durch ein 
gutes Schulklima, ein hochwertiges 
Unterrichtsangebot und eine ausge-
feilte Förderkultur aus.

Dass die Privatschulen so gut 
abschneiden, ist eigentlich ein Wun-
der, denn zumindest durch die 
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(Brandenburg) und 5.160 Euro (Hes-
sen) je Schüler mehr zahlen müssen.

Im Länderdurchschnitt deckten 
die staatlichen Zuschüsse nur etwa 
50 bis 60 Prozent der tatsächlichen 
Kosten des Privatschulbetriebs. Kein 
Wunder also, dass viele freie Schul-
träger Schulgeld erheben. Doch auch 
in diesem Punkt sind die Schulen 
nicht frei: Das Bundesverfassungs-
gericht legte bereits 1994 eine zumut-
bare Schulgeld-Marge für Eltern fest 
– aktuell beläuft sie sich auf monat-
lich 70 Euro pro Kind, so ein Urteil 
des Verwaltungsgerichtshofs in Ba-
den-Württemberg.

Viele Privatschulen können mit 
diesen niedrigen Sätzen nicht über-
leben – und verlangen einfach hö-
here Schulgebühren, selbst wenn sie 
damit gegen das Gesetz verstoßen. 
Gespart wird auch an den Gehältern: 
Mitunter verdienen die Lehrer an 
Privatschulen weniger als ihre Kol-
legen und Kolleginnen an staatlichen 
Schulen.

Last but not least müssen viele 
Privatschulen zur Existenzsicherung 
auch auf eigene Mittel, Sponsoren 
und Spenden zurückgreifen; manch-
mal wird sogar eine Verschuldung in 
Kauf genommen, um den weiteren 
Lehrbetrieb zu gewährleisten. 
*) Vgl. Helmut E. Klein: Privatschulfinanzierung im Kalkül 
staatlicher Unterfinanzierung und der Wettbewerbsbeschrän-
kung, in: IW-Trends 2/2011

größte Finanzierungslücke verkraf-
ten müssen.

Die geringere Finanzierung von 
Privatschulen erspart der öffentlichen 
Hand jedes Jahr rund 1,2 Milliarden 
Euro.

Hinzu kommt, dass bei der Be-
rechnung der staatlichen Zuschüsse 
längst nicht alle Kosten berücksich-
tigt werden, die das Schulsystem 
tatsächlich verursacht – weder bei 
den staatlichen noch bei den pri-
vaten Schulen. So veranschlagt die 
Schulausgabenrechnung sowohl Bei-
hilfe- als auch Verwaltungskosten 
lediglich kalkulatorisch. Sach- und 
Dienstleistungskosten sowie Immo-
bilien- und Nebenkosten gehen sogar 
überhaupt nicht in die Berechnung 
der Fördersätze ein.

Wer wissen will, wie hoch die 
Schulkosten tatsächlich sind, ist des-
halb beim Steinbeis-Transferzen-
trum Wirtschafts- und Sozialma-
nagement besser aufgehoben. Das 
Heidenheimer Institut berücksich-
tigt alle Kosten des Schulbetriebs auf 
betriebswirtschaftlicher Grundlage.

Legt man diese Rechnung zugrun-
de, ist die Finanzierungslücke der 
freien Schulträger sogar noch größer 
(Grafik):

Um die tatsächlichen Kosten zu 
decken, hätte der Staat den Privat-
schulen 2007 zwischen 1.770 Euro 
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Tatsächliche Kosten: komplette Erfassung der Betriebs- und Investitionskosten an Schulen unter Berücksichtigung von Pensionslasten, Verwaltungsgemein-,
Sach- und Immobilienkosten; Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt, Steinbeis-Transferzentrum Wirtschafts- und Sozialmanagement

Die Finanzierungslücke der Privatschulen
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Gemessen an den tatsächlichen Kosten
je Schüler zahlte der Staat im Jahr 2007
den Privatschulen … Euro zu wenig 

öffentliche Hand werden sie fi-
nanziell auf die Hinterbänke gesetzt 
(Grafik Seite 1):

In allen Bundesländern unterstützt 
der Staat Privatschulen finanziell we-
niger als staatliche Schulen – ledig-
lich in Schleswig-Holstein sieht es 
wegen der speziellen Regelungen für 
die dänische Minderheit anders aus.

Aus diesem Grund erhielten die 
privaten Gymnasien in Schleswig-
Holstein im Jahr 2007 mit 5.300 
Euro je Schüler 200 Euro mehr als 
der Nachwuchs an staatlichen Gym-
nasien. 

Dabei haben Schulen in freier Trä-
gerschaft einen Anspruch auf ange-
messene staatliche Finanzhilfe. Ge-
regelt ist dies durch die sogenannte 
Institutsgarantie in Artikel 7 des 
Grundgesetzes; weil Schule aber 
Ländersache ist, fällt die Finanzhil-
fe von Bundesland zu Bundesland 
unterschiedlich aus. 

Vergleichsweise gut schneiden 
noch die Privatschulen in Branden-
burg und Nordrhein-Westfalen ab: 
Hier erhalten sie pro Schüler und 
Jahr – über alle Schulformen gerech-
net – durchschnittlich „nur“ 500 
Euro weniger Finanzhilfe als die 
staatlichen Einrichtungen. Deutlich 
schwerer haben es die freien Schul-
träger in Baden-Württemberg, die 
mit jährlich 3.000 Euro je Schüler die 
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Geschäfte auf Gegenseitigkeit

Außenhandel. Das starke Wachstum 
der deutschen Wirtschaft hat auch 
Vorteile für andere Volkswirtschaften: 
Sie können mehr Waren nach Deutsch-
land liefern. Vor allem einige europä-
ische Länder profitieren davon. 

Die deutsche Wirtschaft wächst 
und wächst – um mehr als 3 Prozent 
wird das reale Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) in diesem Jahr steigen, pro-
gnostizieren Wirtschaftsforscher. 
Bereits im vergangenen Jahr war das 
BIP um 3,6 Prozent gestiegen. 

Der Grund dafür ist vor allem die 
stark wachsende Weltwirtschaft – sie 
beschert den Unternehmen in 
Deutschland einen regelrechten Ex-
portboom. Und der hat wiederum 
die inländischen Wachstumstreiber 
stimuliert: Die Unternehmen inves-
tieren kräftig und schaffen neue Ar-
beitsplätze. 

Vom deutschen Wachstum haben 
auch andere Länder etwas: Impor-
tierte die Bundesrepublik im Jahr 
2009 noch Güter für rund 665 Mil-
liarden Euro, so waren es 2010 schon 
fast 800 Milliarden Euro. Für einige 
Länder sind die Geschäfte mit 
Deutschland die entscheidende Grö-
ße in ihrer Handelsbilanz (Grafik): 

Im Jahr 2009 lieferte Tschechien 
fast ein Drittel seiner Ausfuhren nach 
Deutschland, in Polen und Ungarn 
waren es jeweils mehr als ein Viertel. 

Wie wichtig Deutschland als Han-
delspartner für viele Länder ist, zeigt 
am besten der Vergleich mit Frank-
reich: Die Bundesrepublik ist für den 
Nachbarn im Westen sowohl größter 
Abnehmer von Waren als auch größ-
ter Lieferant. Allerdings verkaufen 
die hiesigen Unternehmen nur rund 

9,5 Prozent ihrer Ausfuhren nach 
Frankreich, während umgekehrt 15 
Prozent der französischen Exporte 
Richtung Deutschland gehen. Damit 
ist die Bundesrepublik für die Gran-
de Nation der mit Abstand wich-
tigste Exportmarkt. Nach Italien 
und Spanien – den beiden nächstgrö-
ßeren Auslandsmärkten – verschi-
cken die Franzosen nur rund halb so 
viele Waren. 

Dieses Strickmuster, wonach 
Deutschland mit Abstand der größ-
te Abnehmer ist, findet sich auch in 
anderen Ländern:

Österreich liefert gut 31 Prozent 
seiner Ausfuhren nach Deutschland 
– das zweitgrößte Exportland der Al-
penrepublik ist Italien mit einem An-
teil von nur knapp 9 Prozent. 

Für zwei der weltweit größten 
Volkswirtschaften spielt der Absatz-

markt Deutschland dagegen eine 
untergeordnete Rolle: Nur jeweils 
gut 4 Prozent der chinesischen und 
der amerikanischen Exporte gehen 
in die Bundesrepublik. 

Doch 4 Prozent der chinesischen 
Exporte sind freilich eine ganz ande-
re Nummer als beispielsweise 4 Pro-
zent aus Andorra – schon im Jahr 
2010 importierte Deutschland aus 
keinem anderen Land so viel wie aus 
dem Reich der Mitte. 

Und das dürfte sehr wahrschein-
lich so bleiben: Beim deutsch-chine-
sischen Gipfeltreffen in Berlin er-
klärten Bundeskanzlerin Angela 
Merkel und Chinas Premier Wen 
Jiabao vergangene Woche, das beste-
hende Handelsvolumen von derzeit 
gut 140 Milliarden Dollar innerhalb 
der nächsten fünf Jahre verdoppeln 
zu wollen. 
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Ursprungsdaten:
Vereinte Nationen

So viel Prozent ihrer Exporte lieferten diese Länder 2009 nach Deutschland

Belgien

19,6

Schweiz

19,2

Dänemark

15,3

Frankreich

14,9

Norwegen

13,5

Portugal

13,0

Italien

12,6

Griechenland

11,1

Spanien

11,1

Vereinigtes
Königreich

11,0

Finnland

10,3

Schweden

10,2

Irland

7,1

Russland

6,2

China

4,2

USA

4,1

Brasilien

4,0

Indien

3,3

Japan

2,9

Tschechien

32,3

Österreich

31,1

Polen

26,1

Ungarn

25,6

Niederlande

24,3

Slowakei

19,8

Absatzmarkt Deutschland



iw-dienst | Nr. 27 | 7. Juli 2011 | Seite 4 

©
 2

01
1 

IW
 M

ed
ie

n 
· 

iw
d 

27
01

IW
1 

IWW
M

d
M

ed
M

ed
 M

ed
iieieie

nnn
· ·

i
d

iw
d

iw
d

iw
d 

27272727

Umsatz Produktion Investitionen

Beschäftigte Ausgaben für FuE Personal für FuE

FuE: Forschung und Entwicklung
Ursprungsdaten: Verband forschender Pharma-Unternehmen

Pharmazeutische Industrie: Investitionen schwächeln
Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent
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Stabiler Wachstumskurs

Pharmaindustrie. Die pharmazeu-
tische Industrie konnte auch während 
der Krise 2009 mit positiven Zahlen 
glänzen und folgt im aktuellen Auf-
schwung ihrem stabilen Wachstums-
kurs. Einzig bei den Investitionen hal-
ten sich die forschenden Pharma-Un-
ternehmen derzeit zurück. 

Die forschenden Pharma-Unter-
nehmen sind von der Weltwirt-
schaftskrise verschont geblieben, 
weil sie stärker von konjunkturun-
abhängigen Faktoren wie dem me-
dizinischen Bedarf und der Demo-
grafie leben (vgl. iwd 9/2010). Folge: 
Diese Spitzentechnologie erweist 
sich als sehr robust:

•	 Aufgrund der Krise sank der Um-
satz des Verarbeitenden Gewerbes 
2009 um rund 18 Prozent, die Pro-
duktion sogar um mehr als 20 Pro-
zent. Der Umsatz der forschenden 
Pharma-Unternehmen legte dagegen 
um etwa 5 Prozent zu, die Produkti-
on verringerte sich kaum (Grafik). 

•	 Im Aufschwung 2010 stiegen Pro-
duktion und Umsatz im Verarbei-

tenden Gewerbe dann um rund 15 
Prozent – die forschenden Pharma-
Unternehmen hatten wiederum ein 
Wachstum von 5 bzw. 4,3 Prozent. 

Diese Entwicklung spiegelt sich 
auch in der Beschäftigung wider. Mit 
82.250 Mitarbeitern hatten die for-
schenden Pharma-Unternehmen im 
Jahr 2010 nur 0,7 Prozent weniger 
Arbeitnehmer unter Vertrag als im 
Vorjahr. Im Verarbeitenden Gewerbe 
dagegen sank die Zahl der Beschäf-
tigten um mehr als 2 Prozent.

Die aktuellen Zahlen des Ver-
bands der forschenden Pharma-
Unternehmen (Kasten) enthalten 
aber auch einen Wermutstropfen:

Die Investitionen in Sachanlagen 
schrumpften im Pharmasektor 2010 
um fast 14 Prozent. 

Sowohl die Höhe der Forschungs-
aufwendungen als auch die Zahl der 
FuE-Beschäftigten lag leicht unter 
dem Vorjahresniveau.

Damit die Investitionszurückhal-
tung nur eine vorübergehende Er-
scheinung bleibt, verdienen die 
Standortbedingungen der Branche 

besondere Aufmerksamkeit. So 
scheiterte im Frühjahr die im Koa-
litionsvertrag avisierte Einführung 
einer steuerlichen Forschungsförde-
rung. Damit wurde ein positives 
Signal für den Innovationsstandort 
Deutschland verschenkt. Denn mitt-
lerweile verfügen rund drei Viertel 
der OECD-Staaten über eine solche 
Förderung (vgl. iwd 26/2010). Auch 
die Einführung von Zwangsrabatten 
und die Neuordnung des Arzneimit-
telmarktes haben die Pharma-Un-
ternehmen verunsichert. Zwar ist ein 
Mehr an Wettbewerb zu befürwor-
ten. Gleichzeitig können aber dirigis-
tische Eingriffe auf dem Gesund-
heitsmarkt potenzielle Investoren 
abschrecken.

Mehr Transparenz in der 
Statistik
Auch wenn sich die forschenden 
Pharma-Unternehmen vor allem um 
die Entwicklung und Produktion von 
innovativen Arzneimitteln kümmern, 
listet das Statistische Bundesamt nicht 
alle Unternehmensteile unter dem 
Stichwort „Pharma“ auf. Zum einen 
erfasst die „Pharmabranche“ nach 
amtlicher Statistik auch die weniger for-
schungsintensiven Unternehmen. Zum 
anderen erfragen die Statistiker den 
Tätigkeitsschwerpunkt nicht nur für das 
Unternehmen, sondern auch für dessen 
einzelne Betriebe. So landet ein Unter-
nehmensteil schon mal beim „Handel“ 
oder bei der „Verwaltung“. Seit diesem 
Jahr erhebt der Verband der forschenden 
Pharma-Unternehmen daher die Daten 
für jeden einzelnen Betrieb seiner Mit-
gliedsunternehmen. Dieser Mehrauf-
wand lohnt sich, denn dadurch sind die 
Angaben der Pharmaindustrie besser 
mit anderen Branchen vergleichbar.
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 Arbeitslosen-
versicherung

Gesetzliche
Krankenversicherung

Gesetzliche
Rentenversicherung

Gesetzliche Krankenversicherung: einschließlich Umverteilungen
Quelle: Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft

Sozialversicherungen:
Milliarden, die nicht dazugehören
Versicherungsfremde Leistungen sind Ausgaben, die nicht primär ins Aufgabengebiet einer
Sozialversicherung fallen. So wird zum Beispiel mit dem Geld
aus der Arbeitslosenversicherung auch
der Eingliederungsbeitrag für
Langzeitarbeitslose finanziert.
im Jahr 2008, in Milliarden Euro

Ausgaben
insgesamt

240171

40 17–18

63,6
93

Der Beitragszahler zahlt oft die Zeche

Sozialversicherungen. Jedes Jahr ge-
ben die deutschen Sozialkassen mehr 
als 100 Milliarden Euro für versiche-
rungsfremde Leistungen aus. Das zeigt 
ein Gutachten des Zentrums Generati-
onenforschung der Albert-Ludwigs-
Universität Freiburg im Auftrag der 
Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft.

Die Sozialversicherungssysteme 
in Deutschland werden um Re-
formen nicht herumkommen: Belie-
ße man alles so, wie es ist, würde der 
Beitragssatz in der gesetzlichen 
Kranken- und Pflegeversicherung 
von heute zusammen 17,45 Prozent 
bis zum Jahr 2060 auf mehr als 30 
Prozent steigen. Und bei der Rente 
sähe die Rechnung nicht besser aus.

Verantwortlich dafür ist einerseits 
der demografische Wandel, anderer-
seits die ineffiziente Struktur des 
gesamten Systems. Einen großen Teil 
der Ausgaben machen beispielsweise 
sogenannte versicherungsfremde 
Leistungen aus (Kasten und Grafik). 

Fast 40 Prozent der Ausgaben der 
Rentenversicherung entfallen auf 
Leistungen, die nicht direkt etwas mit 
der Altersrente zu tun haben – etwa 
Frühverrentungen, Kriegsfolgeleis-
tungen und Hinterbliebenenrenten.

Die Last für diese Extras tragen 
auch die Beitragszahler. Denn die 
rund 71 Milliarden Euro, mit denen 
der Bund die gesetzliche Rentenver-
sicherung bezuschusst, reichen nicht 
aus, um die versicherungsfremden 
Leistungen komplett zu finanzieren. 

Die gesetzliche Krankenversiche-
rung (GKV) krankt dagegen an Um-
verteilungen: Hier werden insgesamt 
rund 60 Milliarden Euro hin und her 
geschoben – vor allem zwischen Mit-

gliedern und mitversicherten Fami-
lienangehörigen sowie zwischen 
Mitgliedern mit hohen und niedrigen 
Einkommen. Die Umverteilungs-
summe entspricht fast 37 Prozent der 
GKV-Gesamtausgaben. 

Eine Lösung wäre, die kostenlose 
Mitversicherung einzuschränken: 
Müssten alle bislang Mitversicherten 
ab dem 25. Lebensjahr einen eigenen 
Beitrag leisten – z.B. den aktuellen 
Mindestsatz von 126 Euro pro Mo-
nat –, würden rund 5 Millionen 
Menschen mehr in die GKV einzah-
len. Mit diesen Mehreinnahmen lie-
ße sich der Beitragssatz um rund 0,7 
Prozentpunkte senken.

Auch in der Arbeitslosenversiche-
rung liegt einiges im Argen: Ihre 
versicherungsfremden Leistungen 
belaufen sich auf 18 Milliarden Euro 
– fast die Hälfte des jährlichen Aus-
gabenvolumens. Ein großer Brocken 
sind die Eingliederungsbeiträge: Mit 
jährlich rund 5 Milliarden Euro wer-
den die Kosten des Wiedereinstiegs 
von Langzeitarbeitslosen in den Ar-
beitsmarkt finanziert. Das Problem 

auch hier: Der Bund deckt mit sei-
nen Steuerzuschüssen nur 60 Prozent 
der versicherungsfremden Ausgaben, 
den Rest tragen die sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten. 

Versicherungsfremde 
Leistungen
Die Ausgaben einer Sozialversicherung 
sind dann versicherungsfremd, wenn sie

•	 an nicht versicherte Personen geleistet 
werden,

•	 an versicherte Personen geleistet wer-
den, aber nicht durch Beiträge gedeckt 
sind,

•	 Risiken absichern, die nicht in das 
Aufgabengebiet der Sozialversicherung 
fallen.

Entscheidend dafür, ob versicherungs-
fremde Leistungen das System belasten, 
ist die Frage, wer sie finanziert. Da auch 
Personen profitieren, die keine Sozialver-
sicherungsbeiträge zahlen, sollten die 
versicherungsfremden Leistungen kom-
plett aus Steuermitteln gedeckt werden. 
Andernfalls werden die Beitragszahler 
unnötig zur Kasse gebeten.
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Zurück in die Stadt

Urbanisierung. In Deutschland ist der 
demografische Wandel voll im Gange. 
Seit 2003 nimmt die Gesamtbevölke-
rung ab, während die Zuwanderung 
ausbleibt. Nur einige Ballungszentren 
können sich diesem Trend entziehen – 
sie profitieren von der neuen Land-
flucht.

Noch in den 1990er Jahren wollten 
viele Menschen ein Häuschen im 
Grünen, Land- und Vorstadtidylle, 
bloß weg aus der Stadt. Besonders 
in Ostdeutschland wanderten viele 
in das bis dahin kaum entwickelte 
Umland ab, etwa rund um Berlin. So 
bildeten sich um die Großstädte so-
genannte Speckgürtel, die Einwoh-
ner wurden zu Pendlern. Die Bevöl-
kerungs- und Arbeitsplatzzahlen der 
Umlandgemeinden stiegen stark an, 
während die Stadtkerne mit Abwan-
derung und Leerstand zu kämpfen 
hatten.

Mittlerweile dreht sich der Trend: 
Innenstädte sind wieder chic – zum 
Leben und zum Arbeiten (Grafik): 

Seit dem Jahr 2000 melden die 
Ballungsräume fast ununterbrochen 
steigende Einwohnerzahlen, während 
ländliche Gegenden permanent an 
Bevölkerung verlieren.

Besonders beliebt sind dabei in 
Westdeutschland München und 
Hamburg, im Osten der Republik 
Leipzig und Dresden. Die Umzugs-
kisten werden dabei quer durch alle 
Bevölkerungsschichten gepackt: Für 
Studenten und Auszubildende sind 
die Innenstädte und Hochschul-
standorte weiterhin sehr attraktiv – 
und dürften es auch bleiben, da im-
mer mehr Akademiker gebraucht 
werden.

Auch die Beschäftigtenzahlen sind 
in den vergangenen Jahren in den 
Großstädten stärker gestiegen als im 
Umland. Die Unternehmen hatten 
lange Zeit ihre Produktion auf die 
grüne Wiese verlagert, um Kosten zu 
senken und mehr Platz zu schaffen. 
Doch mittlerweile gewinnen die wis-
sensintensiven Dienstleistungen an 
Bedeutung – und die Städte bieten 

die benötigten Büroflächen für kluge 
Köpfe. 

Aber auch junge Familien suchen 
wieder verstärkt die Nähe zu den 
Zentren: Kürzere Wege, ein breiteres 
Kulturangebot und bessere Kinder-
betreuungsmöglichkeiten lassen 
viele Eltern verstärkt nach Woh-
nungen in unmittelbarer Innenstadt-
nähe suchen. 

Zu guter Letzt zieht es selbst die 
Senioren Richtung Stadt. Dafür 
dürfte die Nähe zu Krankenhäusern 
und Pflegeeinrichtungen, aber auch 
zu den Enkeln entscheidend sein – 
wobei die Mehrheit der Älteren wei-
terhin die ruhigeren Stadtrandlagen 
bevorzugt.

Für die Städte bringen die Zuzüg-
ler zwar Chancen mit sich – mehr 
Einwohner bedeuten beispielsweise 
zusätzliche Steuereinnahmen. Aller-
dings müssen die Kommunen auch 
investieren, etwa in mehr Versor-
gungsangebote wie in die Kinderbe-
treuung. Wachsen die Städte zudem 
auf Kosten des Umlands, wie es in 
vielen schrumpfenden ostdeutschen 
Regionen der Fall ist, führt das zu 
weiteren Problemen – denn deren 
Infrastruktur ist dann überdimensi-
oniert und muss rückgebaut werden.
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Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt

Viele Städter

Bevölkerung, 1995 = 100

Ballungsräume

Städte

Ländliche Gebiete

1995 1997 1999 2001 2003 2005 2007 2009

98

97

99

100

101

97,6

99,3

101,5

Ballungsräume
Berlin und sein Umland, die Region 
Rhein/Main sowie das Ruhrgebiet – 
man muss nicht bis nach Japan schauen, 
um Ballungsräume zu finden. Diese 
Regionen sind – wie ihr Name schon 
sagt – mit rund 300 Personen je Qua-
dratkilometer dicht besiedelt und haben 
insgesamt meist mehr als 300.000 
Einwohner.
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Auf Wachstum getrimmt

Flughafen Rhein-Main. Zu seinem 75. 
Geburtstag zeigt sich Deutschlands 
größter Flughafen für die Zukunft ge-
rüstet. Eine vierte Piste steht direkt vor 
der Fertigstellung und ein neues Groß-
terminal für 25 Millionen Passagiere 
jährlich ist in Planung.

Ob Ölkrise oder „Nine-Eleven“: 
Immer wenn sich eine Zeitlang we-
niger Passagiere an den Gates tum-
meln, wird dem Luftverkehr ein 
Ende des Wachstums vorhergesagt. 
Und immer wieder legt sich die Auf-
regung ziemlich schnell, sobald die 
Passagierzahlen wieder nach oben 
gehen: 

Im langfristigen Durchschnitt hat 
die Zahl der Flugreisenden in 
Deutschland Jahr für Jahr um rund 4 
Prozent zugenommen. 

In diesem Jahr dürften die deut-
schen Verkehrsflughäfen mit über 
200 Millionen abgefertigten Passa-
gieren trotz der neuen Luftverkehrs-
steuer und den hohen Kerosinprei-
sen einen neuen Rekord verzeichnen. 
Im Mittelpunkt steht dabei der 
Frankfurter Flughafen, der über ein 
Viertel aller im Inland startenden 
und landenden Fluggäste abfertigt. 

Die bislang höchste Zahl an Rei-
senden zählte Rhein-Main 2007 mit 
gut 54 Millionen Passagieren. In der 
Krise 2009 stiegen dann nur noch 51 
Millionen Menschen ein, aus oder 
um. Im Jahr 2010 verhinderte der 
Vulkan Eyjafjallajökull eine schnelle 
Erholung. Doch im laufenden Jahr 
dürfte der Airport wieder kräftig 
zulegen:

In den ersten fünf Monaten 2011 
stieg das Fluggastaufkommen in 
Frankfurt um 10 Prozent. 

Die Erweiterung des Airports 
kommt  also zur rechten Zeit. In den 
Jahren vor der Krise hatten die be-
grenzten Kapazitäten dazu geführt, 
dass der Pariser Flughafen Charles 
de Gaulle den deutschen Vorzei-
geairport von Rang 2 in Europa 
verdrängen konnte (Grafik). Denn 
die beiden Frankfurter Runways lie-
gen zu dicht beieinander, um einen 
unabhängigen Flugbetrieb zu er-
möglichen. Und die Startbahn West 
kann, wie der Name schon sagt, nur 
für Starts genutzt werden. 

Deshalb musste eine neue Lande-
bahn her. Sie liegt im Nordwesten 
des Flughafens. Mit allen vier Bah-
nen zusammen können künftig ma-
ximal 126 statt wie bisher nur 85 
Starts und Landungen pro Stunde 
abgewickelt werden. Mit der Inbe-
triebnahme der neuen Piste im Ok-
tober werden aber zunächst nur 91 
Flieger stündlich starten und landen. 

Um Kapazitätsengpässe bei der 
Abfertigung zu beseitigen, will 
Frankfurt ebenfalls zwei Schippen 
drauflegen. Der erste Abschnitt des 

zusätzlichen Terminals 3 soll 2017 
fertiggestellt werden, der Flugsteig 
A im Terminal 1 wird derzeit erwei-
tert. Wenn die Airlines dann zuneh-
mend den Airbus A380 einsetzen, 
können auf Rhein-Main etwa 90 
Millionen Passagiere jährlich abge-
fertigt werden. Das ist ein wichtiger 
Schritt, um Deutschland und sein 
internationales Drehkreuz Frankfurt 
in der ersten Liga der Luftverkehrs-
standorte zu halten. 

Aktuell ist der Rhein-Main-Air-
port die größte Arbeitsstätte 
Deutschlands – noch vor dem VW-
Werk in Wolfsburg. Am Flughafen 
selbst sowie bei jenen Firmen und 
Behörden, die auf dem Flughafen-
gelände tätig sind, arbeiten insge-
samt etwa 72.000 Beschäftigte.

Wenn die aktuellen Ausbaupläne 
umgesetzt werden, könnte diese Zahl 
noch einmal um 40.000 steigen. 
Denn mit jeder Million Passagiere 
entstehen circa 1.000 zusätzliche Ar-
beitsplätze. Und der expandierende 
Luftfrachtsektor schafft ebenfalls 
neue Jobs.
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Passagierzahlen: ein-, aus- und umsteigende Fluggäste
Quellen: Arbeitsgemeinschaft Deutscher Verkehrsflughäfen, Wikipedia

Flughafen Frankfurt: Unter den Top 10
Passagierzahlen im Jahr 2010 in Millionen

1
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Kindermagazine. Printprodukte für 
Kinder und Jugendliche boomen, viele 
Verlage bringen deshalb neue Titel auf 
den Markt. Im Trend liegen vor allem 
Magazine, die sich an den wissbegie-
rigen Nachwuchs wenden.

Es gab einmal eine Zeit, da durfte 
Kindern das Lesen einfach nur Spaß 
machen. Damals hießen die Maga-
zine „Bussi Bär“, „Yps“ und „Mi-
ckey Mouse“. Mit denen fläzten sich 
die jungen Leseratten in der nächs-
ten Ecke und konnten ungestört in 
ihre Fantasiewelten abtauchen.

„Bussi Bär“ und „Mickey Mouse“ 
gibt es zwar immer noch, doch sie 
haben inzwischen ernsthafte Kon-
kurrenz bekommen – von sogenann-
ten Edutainment-Magazinen. Diese 
Wissenszeitschriften für Kinder bie-
ten eine Mischung aus Erziehung 
(education) und Unterhaltung (en-
tertainment), wie etwa das seit 1996 
erscheinende „GEOlino“, ein Able-
ger der Zeitschrift „GEO“ (Grafik):

Intellektuelle mit Hang zum Mariti-
men, hat gerade ein Produkt für den 
Nachwuchs auf Kiel gelegt: „mare 
aHoi!“ ist ein Kinderheft zum „ein-
tauchen und staunen“ und widmet 
sich – wie die Mutter – ausschließlich 
dem salzigen Nass; das gilt sogar für 
die Witze am Heftende.

Und wer soll das alles lesen? Zu-
nächst natürlich erst einmal die Ziel-
gruppe: Rund 70 Prozent aller 6- bis 
13-Jährigen lesen regelmäßig Kin-
derzeitschriften, so die KidsVer-
braucherAnalyse 2010. Viele der 
Magazine scheinen aber auch den 
Geschmack der Erwachsenen zu 
treffen – das Durchschnittsalter der 
den Kinderschuhen entwachsenen  
GEOlino-Leser beläuft sich auf 
stolze 41 Jahre, so die Allensbacher 
Markt- und Werbeträger-Analyse.

Mit einer verkauften Auflage von 
fast 220.000 Exemplaren ist „GEO-
lino“ die erfolgreichste deutsche Kin-
derzeitschrift. 

Dagegen sieht selbst „Mickey 
Mouse“ mit rund 170.000 verkauf-
ten Exemplaren – wenn auch pro 
Woche – alt aus. 

Der Markt für kluge Kinderzeit-
schriften erlebt derzeit einen regel-
rechten Hype. Weil zum Beispiel 
„Dein SPIEGEL“, die Kinderausga-
be des „SPIEGEL“, mit einer ver-
kauften Auflage von 64.000 bereits 
nach anderthalb Jahren als etabliert 
gelten darf, ziehen andere Verlage 
sukzessive nach. So hat etwa der 
„Stern“ seit diesem Jahr mit „yuno“ 
einen regelmäßig erscheinenden Ab-
leger. Sogar ein Special-Interest-
Magazine wie „mare“, ein Heft für 

Konkurrenz
für Mickey Mouse
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Auswahl aus rund 60 Kinderzeitschriften; Auflage: jeweils verkaufte Auflage mit Ausnahme
von mare aHoi!, für das derzeit lediglich die Auflage angegeben werden kann, die in den Handel geht
Quellen: Verlagsangaben, Verband Deutscher Zeitschriftenverleger

Wissensmagazine für Kinder: Neue Spielwiese

GEOlino

Erstausgabe

November 1996

Auflage

219.000

Erscheinungsweise

monatlich

Preis in Euro

3,40

yuno Juni 2010 100.000 zweimonatlich 2,50

Dein SPIEGEL September 2009 64.000 monatlich 3,40

ZEIT LEO September 2011 40.000 bis 60.000 zweimonatlich 4,95

NATIONAL GEO-
GRAPHIC world Dezember 2003 16.000 monatlich 5,30

GEOmini September 2009 45.000 monatlich 2,90

Willi wills wissen April 2008 45.000 sechswöchentlich 2,95

inklusive Hörbuch

voraussichtlich

mare aHoi! Juni 2011 56.000 zweimonatlich 3,90


